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A n t r a g

der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Entschließung

zu der Regierungserklärung der Ministerpräsidentin
(49. Plenarsitzung)

Für einen unumkehrbaren Ausstieg aus der Atomener-
gie - konsequenter Ausbau der erneuerbaren Energien

I. Der Thüringer Landtag fordert die Landesregierung auf, sich im Bun-
desrat dafür einzusetzen,
1. unverzüglich einen Gesetzentwurf in den Bundestag einzubrin-

gen, welcher eine Rücknahme der elften und zwölften Atomge-
setznovelle fordert;

2. klare gesetzliche Regelungen zu schaffen,  die einen unverzügli-
chen und unumkehrbaren Ausstieg aus der Atomenergie garan-
tieren;

3. eine rechtliche Grundlage zu schaffen, dass die sieben ältesten 
deutschen Atomkraftwerke und das Atomkraftwerk Krümmel so-
fort und endgültig stillgelegt werden; dabei ist eine Übertragbar-
keit von Rechten zur Erzeugung von Strom auf andere Kraftwer-
ke auszuschließen;

4. dass bis zur endgültigen Abschaltung der übrigen Atomkraftwer-
ke zwingend das strengere kerntechnische Regelwerk aus dem 
Jahre 2009 durch Veröffentlichung in Kraft gesetzt werden muss;

5. für eine ergebnisoffene, transparente und wissenschaftlich fun-
dierte Lösung der weiterhin offenen Frage einer dauerhaften und 
sicheren Endlagerung nuklearer Brennelemente einzusetzen und 
auf die Bundesregierung einzuwirken, bis zu diesem Zeitpunkt kei-
ne Atomtransporte durchzuführen.

II. Die Landesregierung wird weiterhin aufgefordert,
1. sich der Verfassungsklage der Bundesländer Berlin, Bremen, 

Nordrhein-Westfalen, Brandenburg und Rheinland-Pfalz gegen 
die Verlängerung der Laufzeiten deutscher Atomkraftwerke an-
zuschließen;
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2. durch die Novellierung des Landesentwicklungsprogramms Vor-
rangflächen und Vorgaben für den Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien verbindlich gesetzlich festzulegen; diese sollen sicherstel-
len, dass bis 2025 mindestens 50 Prozent und spätestens 2050 
100 Prozent des Energiebedarfs in Thüringen aus regenerativen 
Energien abgedeckt werden können;

3. Rahmenbedingungen zu schaffen, die die Reduzierung des Ener-
gieverbrauchs und der Emissionen im Verkehr fördern. In Thürin-
gen und im Bundesrat sind dazu die notwendigen Initiativen zu er-
greifen. Dazu sind die verkehrspolitischen Rahmenbedingungen 
so umzugestalten, dass der mit hohem Energieaufwand verbun-
dene motorisierte Individualverkehr drastisch reduziert werden 
kann, weil  Verkehr vermieden oder die Nutzerinnen und Nutzer 
auf öffentliche Verkehrsmittel umsteigen können.

Begründung:

Aufgrund der dramatischen Ereignisse in Japan ist die permanente Ge-
fährdung durch Atomkraftwerke wieder in das Bewusstsein aller Thü-
ringer Bürgerinnen und Bürger gerückt. Es ist nun unverzichtbar, dass 
der Thüringer Landtag konkrete Beschlüsse zur Atompolitik fasst und 
die Landesregierung auffordert, ihre Möglichkeiten auszuschöpfen, den 
Atomausstieg so schnell wie möglich zu vollziehen. 

Für die Fraktion:

Siegesmund


